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Buenos Aires (AT/AG) - Wäh-
rend eines Treffens mit Gesund-
heitsminister Ginés González Gar-
cía in der vergangenen Woche kün-
digte Hugo Moyano, einer der drei
Generalsekretäre des vereinigten
Gewerkschaftsbundes CGT, an,
den Leader der „harten“ Piquete-
ros Raúl Castells zu empfangen.
Die separatistisch getroffene Ent-
scheidung Moyanos löste in der
CGT und bei den beiden anderen
Generalsekretären, Susana Rueda
und José Luis Lingeri, Empörung
aus. Es sei inakzeptabel, einen
Führer zu empfangen, der mit der
Gesellschaft auf Konfrontation ist,
wurden Stimmen laut. Susana Rue-
da drohte mit Kündigung.

Jedoch wurde in den darauf fol-
genden Tagen die Stimmung ent-
spannter und man einigte sich dar-

Neue Ära der CGT
Generalsekretär Moyano empfing Leader der radikalen Piqueteros

auf, dass nicht das Generalsekre-
tariat, sondern allein Hugo Moya-
no den Piqueteros-Leader empfan-
gen sollte. Selbst die konservative
Susana Rueda zog es vor, den
Streit beizulegen. Am Mittwoch
empfing demzufolge nur der Chef
der Transportgewerkschaft den
sowohl mit der Regierung als auch
mit anderen Piqueteros-Gruppie-
rungen verfeindeten Leiter der Un-
abhängigen Bewegung der Rent-
ner und Arbeitslosen (MIJD), be-
gleitet von weiteren elf Vertretern.
Trotzdem hob Hugo Moyano die
Bedeutung des Treffens hervor:
„Heute beginnt eine neue Etappe
in der CGT, die keinem einzelnen
Leiter gehört, sondern Interessen
aller Arbeitnehmer vertritt.“ Viele
würden glauben, dass man die Pro-
bleme der Arbeitslosen unter den

Teppich kehren könne, kritisierte
Moyano indirekt seine Kollegen
und bekundete seine Solidarität mit
dem benachteiligten Teil der Bev-
öl-kerung.

Raúl Castells überreichte Gene-
ralsekretär Moyano eine Petition.
Drei Forderungen fanden in ihr ih-
ren Niederschlag: Erhöhung des
Mindestlohns auf 800 Pesos, Ver-
kürzung des Arbeitstags auf sechs
Stunden und die Verdopplung des
Rentenbetrags und der Arbeitslo-
senunterstützung. Darüber hinaus
rief Castells zu einer Demonstra-
tion und einem Generalstreik auf,
worauf Moyano nicht einging. In
zwei Wochen will der Piquetero-
führer sich erneut mit den Gewerk-
schaftern treffen, um über die be-
treffenden Themen zu sprechen.

Die Bedeutung der Petition ist

Buenos Aires (AT) - Das ver-
stärkte Interesse Deutschlands an
Lateinamerika und im Speziellen
an Argentinien wurde diese Woche
von einer weiteren Delegation
deutscher Parlamentarier zum Aus-
druck gebracht. Sechs Mitglieder
der Deutsch-Südamerikanischen
Parlamentariergruppe, mit ihren 70
Mitgliedern eine der größten
Freundschaftsgruppen im deut-
schen Parlament, hielten sich diese
Woche in Buenos Aires auf. Ver-
treter der Regierungs- und Oppo-
sitionsparteien hatten während ih-
res viertägigen Aufenthalts ein
dichtes Programm: Gespräche mit
dem Vizepräsidenten der Nation
Daniel Scioli und dem Staatssekre-
tär für Energie Daniel Cameron, die
Einweihung des neuen Siemens-
werkes mit Staatspräsident Néstor

Vom Rückzug zur Annäherung
Themenschwerpunkte der deutschen Parlamentariergruppe

während ihres Besuchs in Buenos Aires
Kirchner und ein Besuch in der
Goethe-Schule waren nur einige
der absolvierten Programm-punkte.

Das Ziel der Reise sei, parla-
mentarische Kontakte zu den Kol-
legen in Argentinien zu verstärken
und neue Initiativen zu entwickeln,
erklärte der Vorsitzende der Dele-
gation Wolfgang Börnsen. Die
Wiedervereinigung Deutschlands
und die EU-Erweiterung hätten
laut dem CDU-Politiker und sei-
ner Kollegin von der FDP, Ange-
lika Brunkhorst, das Interesse
Deutschlands absorbiert und Kon-
takte zu anderen Kontinenten rück-
läufig werden lassen. „Wir Parla-
mentarier halten das nicht für rich-
tig und wollen nun vom Rückzug
auf Annäherung übergehen“, hob
Wolfgang Börnsen hervor, Ordent-
liches Mitglied im Ausschuss für

Wirtschaft und Arbeit.
Schwerpunkt

Erneuerbare Energien
Einer der inhaltlichen Schwer-

punkte der Reise waren umweltpo-
litische Fragen. Angelika Brunk-
horst, Ordentliches Mitglied im
Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorensicherheit
und Sprecherin für Erneuerbare
Energien in der FDP-Bundestags-
fraktion, bemühte sich, während
des Besuchs auf die Wichtigkeit
Erneuerbarer Energien auch in ei-
nem Land wie Argentinien
hinzuweisen.

Den Anlass für ihre Mission in
Argentinien liefert ein Projekt für
Windkraftanlagen in Patagonien,
das Anfang Juni auf der in Bonn
stattgefundenen Internationalen
Konferenz für Erneuerbare Ener-

jedoch aus der Sicht Castells’ nicht
so groß wie zwei weitere mit die-
sem Treffen erreichte Ziele: Die
unter der Führung von Castells ste-
hende Gruppe sei die erste Pique-
tero-Gruppe, die von der neuen
CGT empfangen worden sei. Au-
ßerdem würde damit bewiesen,
dass die Gewerkschaften keines-
wegs gegen die Arbeitslosen-
Gruppierungen aufträten, erklärte
Castells.

Der Pressesekretär der CGT,
Juan Palacios, verteidigte unter-
dessen das Treffen der Piqueteros
mit der Führungsspitze der Ge-
werkschaft. „Der Führungsrat hat
beschlossen, dass wir niemanden
ungehört lassen. Außer Videla oder
irgend einen anderen Repressor
haben alle das Recht, empfangen
zu werden“, sagte Palacios.

gien vorgestellt wurde. Die Urhe-
berin des Projekts, das nach Schät-
zungen des Geschäftsführers der
Deutsch-Argentinischen Industrie-
und Handelskammer, Jürgen Illing,
Argentinien zum Kuweit des 21.
Jahrhunderts machen könnte, ist
die in Öl- und Gasförderung täti-
ge Unternehmensgruppe Capsa-
Capex, mit deren Präsidenten En-
rique Götz sich die Parlamentarier
am Freitag treffen wollten.

Auf einer Fläche von 80 km
Länge und 20 km Breite sollen in
Patagonien, riesige Windparks ent-
stehen, die Wasserstoff erzeugen.

„Das Projekt hätte eine Zu-
kunftsperspektive“, trat Brunk-
horst für das Projekt ein. Von der
deutschen Seite gebe es bereits vie-
le Kontakte. Doch zeigten argen-
tinische Politiker kein großes In-
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teresse an den Erneuerbaren Ener-
gien, musste die deutsche Parla-
mentarierin in diesen Tagen erfah-
ren. Rainder Steenblock (Bündnis
90/Die Grünen) beteuerte: „Die
Begeisterung für das Projekt ist in
Deutschland und anderen Ländern
der Welt viel größer als in
Argentinien.“

Auf die Frage, ob Argentinien
es sich aus ihrer Sicht leisten kön-
ne, in Erneuerbare Energien zu in-
vestieren, antwortete die konserva-
tive Politikerin, die im Parlament
für die marktwirtschaftlichen
Aspekte Erneuerbarer Energien
auftritt, dass „Erneuerbare Energi-
en teuer sind und ihre Gewinnung
sich nur rechnet, wenn man alles
ganz passgenau macht“. Jedoch
würde es in Patagonien eine Bün-
delung an Anlagen geben, die eine
große Ausbeutung ermöglichte.

Chance für Argentinien

Rainder Steenblock, der in der
Delegation die Bundestagsfraktion
Bündnis 90/Grüne vertritt, sieht in
den Erneuerbaren Energien eine
Riesenchance für Argentinien:
„Mit Wind- und Wasserstoffener-
gie könnte Argentinien auf dem
Weltmarkt führend werden“, setz-
te er sich für das Zukunftsprojekt
ein, obwohl sein häuptsächliches
Interesse die auf dieser Reise zu
kurz gekommenen Umweltproble-
me sind. „Man müsste Wissen-
schaft, Forschung und internatio-
nale Konzerne hierher locken und
den Grundstein für Erneuerbare
Energien legen“, forderte der Ex-
Minister für Umwelt und Natur in
Schleswig-Holstein.

Statt dessen tue sich wenig auf
diesem Gebiet: „Die argentinische
Politik ist nicht langfristig orien-
tiert und es gibt kein Bewusstsein
für Umweltprobleme“, kritisierte

Steenblock die herrschende Hal-
tung. Die Politik werde zu sehr von
alltäglichen Geschäften wie z.B.
die nächste Präsidentenwahl be-
stimmt, warf der grüne Politiker
den argentinischen Kollegen Kurz-
sichtigkeit vor.

Sein konkreter Beitrag zum
Windanlagenprojekt ist die Kon-
taktvermittlung mit der Kieler Uni-
versität, auf der neuste Wasser-
stofftechnologien entwickelt wur-
den. Schleswig-Holstein, in dem
sein Wahlkreis liegt, exportiere
bereits Technologien nach Ecuador
und andere lateinamerikanische
Länder. Argentinien sei bis jetzt
davon ausgeschlossen.

Schnelles Geld
durch Tourismus

Projekte für die Nutzung Erneu-
erbarer Energien sind kostenspie-
lig, im Gegensatz dazu bringe Tou-
rismus schnelles Geld, wies der

CDU-Politiker Albrecht Feibel auf
eine Alternative hin. „Argentinien
ist seit dem Finanzdesaster aus tou-
ristischer Sicht ein hochinteressan-
tes Land, jedoch wissen die mei-
sten Deutschen nicht, wie attrak-
tiv die Hotel- oder Gastronomie-
kosten sind“, bemängelte er den
bestehenden Zustand. Südamerika
werde von Deutschland stiefmüt-
terlich behandelt, gab der im Haus-
halts-, Wirtschafts- und Touris-
musausschuss tätige Parlamentari-
er zu. Jedoch müsse der Tourismus
auch von der südamerikanischen
Seite angekurbelt werden. Al-
brecht Feibel empfiehlt Argentini-
en dringlich, an der Internationa-
len Tourismus-Börse, die jedes
Jahr im März in Berlin stattfindet,
teilzunehmen, um den Bekannt-
heitsgrad bei der deutschen Bevöl-
kerung zu erhöhen.  (Die Gesprä-
che führte Akvile Galvosaite)

WOCHENÜBERSICHT

Randglossen
Das Präsidentenehepaar Néstor und Cristina Kirchner kritisierte
nacheinander den Internationalen Währungsfonds, dessen Standby-
Abkommen mit Argentinien Wirtschaftsminister Lavagna bis Anfang
nächsten Jahres ausgesetzt hatte, nachdem das Fondsdirektorium die
Quartalsrevision verzögerte. Frau Kirchner empfahl, dass Argenti-
nien sich gegenüber dem Fonds gleich wie die US-Regierung verhal-
ten solle, die die Fondsempfehlungen missachte und dabei gut abge-
schnitten habe. Ihr Gatte wetterte gegen den Fonds, als ob dieser die
Ursache aller argentinischen Missstände sei. Schulden einzugehen,
ist relativ einfach, sofern der Gläubiger zustimmt. Schulden zu be-
zahlen, ist eine andere Sache, zumal wenn der Gläubiger auf die Ein-
treibung pocht.
Aus einem längeren Dornröschen-schlaf erweckte Innenminister Aníbal
Fernández die sogenannte politische Reform, die seit mehreren Jahren
wiederholt angekündigt wird, aber nicht vom Fleck kommt. Im Kern dreht
es sich um die immer wieder von der Öffentlichkeit geforderte Abschaf-
fung der Kandidatenlisten für die Deputiertenkammer, hierzulande Bett-
lakenliste („listas sábana“) genannt. Dem Minister schwebt diesbezüg-
lich eine auf zwei Drittel der Wahlämter beschränkte Liste in den vier
grössten Gliedstaaten Buenos Aires Stadt und Provinz sowie Santa Fe
und Córdoba vor. Das restliche Drittel soll die Deputierten je Bezirk kü-
ren. In anderen Gliedstaaten fehlt die notwendige Bevölkerungszahl. Kirch-
ner hat jetzt das Wort, um den Parlamentariern zwecks politischer Reform
Beine zu machen.

Maradona bei Kirchner

(Foto: Presidencia)
Der in der psychiatrischen Kli-

nik Del Parque in Ituzaingó inter-
nierte ehemalige Fußballstar Diego
Armando Maradona wurde am Don-
nerstag von Staatspräsident Néstor
Kirchner empfangen. Man nahm an,
dass der wegen Drogenabhängigkeit
in Behandlung befindliche Marado-
na den Präsidenten bitten würde, ihn
bei seinem Wunsch, die Behandlung
in der Schweiz und in Kuba fortzu-
setzen, zu unterstützen. Jedoch be-
kundeten beide Seiten während des
15-minütigen Besuchs bloß ihren
Wunsch, einander kennenzulernen.

Original-Colón
Das Kulturamt der Stadt Buenos

Aires teilte mit, dass das Theater
Colón ab September 2006 bis zum
Ende des Jahres 2007 geschlossen
bleibt. Um das hundertjährige Jubi-
läum des Theaters 2008 in architek-
tonisch originalgetreu wiederherge-
richteten Räumen feiern zu können,
werden umfangreiche Restaurie-
rungsarbeiten durchgeführt. Die
Konzerte sowie Ballett- und Opern-
aufführungen finden während die-
ser Zeit in Interimsräumen statt.

Unfall in Bariloche
In einem Skiort in der Nähe von

Bariloche wurde die zum Cerro Ca-
tedral führende Seilbahn am Diens-
tag zum Schauplatz eines Unfalls.
Wegen der locker gewordenen Be-

festigung am Seil rutschte der Sitz,
der vier Fahrgäste nach oben trans-
portierte, zurück, riss den hinter ihm
fahrenden Sitz mit sich und stieß mit
vier weiteren zusammen. 18 der 28
betroffenen Fahrgäste erlitten Ver-
letzungen, sieben von ihnen befin-
den sich wegen Knochenbrüchen im
Krankenhaus.

10% Rentenerhöhung
Ab September werden die Ren-

ten bis zu 10% angehoben, ist die
Bekanntmachung von Arbeitsmini-
ster Carlos Tomada und Wirt-
schaftsminister Roberto Lavagna
vom Montag. Um 10% erhöhen sich
die Renten, die gegenwärtig nicht
die 1000-Pesos-Grenze überschrei-
tenden. Für diejenigen, die bisher
zwischen 910 und 1000 Pesos kas-
sierten, erhöht sich die Summe dem-
nächst auf rund 1000 Pesos. Die
Mindestrente wird ab September
308 Pesos betragen. Die Rentener-
höhung berifft knapp drei Millionen
Personen. In diesem Jahr werden
dafür 454 Mio. Pesos zur Verfügung
gestellt, im Jahr 2005 sind es 1361,9
Mio. Pesos. Es ist die fünfte Ren-
tenanhebung seit August 2002, je-
doch es ist das erste Mal, dass sie
sich nicht nur auf die Mindestrente
bezieht.

Minderjährige Mütter
Die Geburtenzahl unter minder-

jährigen Frauen ist zwischen 1980
und 2000 um 14,2% gestiegen, be-
sagen die Statistiken. Knapp 15%
aller Neugeborenen sind Kinder der
Frauen unter zwanzig Jahren. Die
meisten minderjährigen Mütter
stammen aus armen Familien, ist
das Ergebnis der Studie der regie-
rungsunabhängigen Organisation
„Sozialjournalismus“ („Periodismo

Social“), die sich für die Rechte der
Kinder in Kommunikationsmedien
einsetzt. In der Regel seien die
Schwangerschaften ungewollt;
Mangel an Information sei der
Grund, stellt die Studie fest. In der
Provinz Chaco ist der Prozentsatz
minderjähriger Mütter mit 24,1%
der größte im Land.

Kulturschutz in Misiones
Im Naturschutzgebiet Yabotí,

das zu 80% Privateigentum ist und
holzwirtschaftlich ausgebeutet wird,
werden die in traditionellen Dörfern
lebenden Guaraníes immer mehr
von den Waldbesitzern und Holzun-
ternehmen in ihrem Wohnraum ein-

geschränkt. Ihre Klagen erreichten
nun die Justiz. Während des vierten
Regionaltreffens zur Nationalen
Umweltagenda am Sonntag vergan-
gener Woche wurde ein Beschluss
erlassen, der die Abholzung für ein
Jahr verbietet. Die sogenannte
„Grüne Diagonale“, die die Natur-
parks Iguazú und Do Turbo in Bra-
silien verbindet, steht unter dem
Schutz der Provinz und ist das
Wohngebiet der letzten Guaraní-Ge-
meinschaften. Im Laufe des Jahres
sollen die Unternehmen Moconá
und Juan Harriet einen Plan entwik-
keln, der die Interessen der Urbe-
völkerung berücksichtigt.

(AT/AG)
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Die laufenden Integrationsverhandlungen in Südamerika sollen nach
einem Vorschlag des Expräsidenten Eduardo Duhalde, derzeit Vor-sit-
zender der Mercosur-Botschafter in Montevideo beim Sitz der Latein-
amerikanischen Integrationsassoziation (spanisches Kürzel Aladi), in
eine Staatengemeinschaft münden, die gegebenenfalls als Vereinigte
Staaten von Südamerika aufgezogen werden könnte. „La Nación“ (13.
Juli) veröffentlichte einen Artikel Duhaldes unter dem Titel „Hacia los
Estados Unidos de Sudamérica“.

Zum Verständnis dieses diplomatischen Vorstosses sei daran erin-
nert, dass die Integrationsbemühungen in Südamerika mit dem Vertrag
von Montevideo von 1960 formell nach langen Vorbereitungen began-
nen, als zehn südamerikanische Staaten und Mexiko einen Freihandels-
vertrag unterzeichneten, der ein Jahr später von allen Parlamenten rati-
fiziert wurde. Der Freihandel sollte in zwölf Jahren mit dem Abbau
aller Zölle verwirklicht werden, was freilich mitnichten geschah. Schon
1962 wurde das Regelwerk im Herzen zerstört, als die Regierungen
beschlossen, die Meistbegünstigung nur mit Gegenseitigkeit zu achten,
womit die Freigabe des Warenverkehrs, wie sie geplant war, aufgege-
ben wurde. Die damalige Freihandelsassoziation (spanisches Kürzel
Alalc) wurde 1980 in die jetzige Aladi umgewandelt, die keinerlei Ver-
pflichtungen für einen Zollabbau enthält.

Nach diesem Fiasko entstand Mercosur als Zollunion ab 1991, die
freilich auch nicht ganz verwirklicht worden ist. Wo einheimische Pro-
duzenten eine Konkurrenz aus dem Ausland fürchten, blockieren ihre
Lobbies den Freihandel. Mercosur verhandelt mit den anderen südame-
rikanischen Staaten, ausgenommen die drei Guyanas, sowie mit Mexi-
ko wie einst Alalc 1960 über mehrere Freihandelsabkommen, wie sie
Mercosur bereits mit Chile, Bolivien und Peru abgeschlossen hat. An-
geblich soll Mercosur mit der sogenannten Andengemeinschaft einen
Freihandel vereinbaren, ebenso mit Mexiko, womit paradoxerweise
Alalc wiederauferstehen würde.

Duhaldes Vorstoss ist entschieden ambitiöser. Ganz Südamerika, of-
fenbar ohne Mexiko, soll über den Freihandel hinaus eine politische
Gemeinschaft bilden, wie es die westeuropäischen Staaten ab 1957 er-
folgreich vorexerziert haben. Dafür sind gemeinsame Institutionen von-
nöten, allenfalls eine Exekutive, ein Parlament und ein Gericht. Ob das
als Gemeinschaft wie in Europa oder als Vereinigte Staaten von Süd-
amerika wie in den USA aufgezogen wird, ist derzeit belanglos.

Offenbar ist keine südamerikanische Regierung bereit, die gemein-
samen Institutionen zu finanzieren. Hier springt der Vorstoss Duhaldes
ein: eine Sondersteuer von 1 von Tausend auf den Aussenhandel des
Merco-sur, die angeblich rund 100 Millionen Dollar im Jahr einkassie-
ren könnte, soll dafür herhalten. Mit diesem Geld sollen die Institutio-
nen finanziert werden, wobei auch Finanzspritzen für die Infrastruktur
und allerlei andere Zwecke herausschauen würden, die Duhalde als
Korrekturen von Asymmetrien kennzeichnet. In Europa verteilt die
Kommission (Exekutive) ihre Fonds aus dem gemeinsamen Aussenzoll
sowie Sonderzuwendungen der Mitglieder für Infrastruktur und insbe-
sondere für die Subventionen der Landwirtschaft. Das Beispiel lockt
Duhalde.

Nach besagtem Artikel hat Duhalde sein Projekt dem brasilianischen
Präsidenten Lula da Silva vorgetragen, der es angeblich grundsätzlich
guthiess. Vor Ende 2004 soll das Konzept in Ouro Preto, Brasilien, auf
einer Präsidentenkonferenz behandelt werden. In Ouro Preto war 1994
Mercosur in einem Protokoll als Zollunion verbrieft worden.

Unterdessen wird über Freihandel verhandelt, ohne dass entschei-
dende Durchbrüche verzeichnet worden wären. Die Zollunion des Mer-
cosur erleidet immer wieder Rückschläge, ohne die vertraglich verein-
barte Vollendung zu verwirklichen. Mit grossartigen Projekten pflegen
lateinamerikanische Politiker stets ihre hehren Ziele zu proklamieren.
Kaum dass echte Partikularinteressen tangiert werden, erfolgt der Rück-
schritt. Eine Verteuerung des Aussenhandels von 1 von Tausend dürfte
kaum auf Gegenliebe der Exporteure stossen, die zumal in Argentinien
mit hohen Exportzöllen berappt werden. Nach einem halben Jahrhun-
dert allerlei Integrationsbemühungen bleibt das Ergebnis recht schwach.
Ob sich das mit hochtönenden Projekten wie die Vereinigten Staaten
von Südamerika ändern wird, bleibt skeptisch abzuwarten.

Das Heer für die Wirtschaft
Den 92. Geburtstag der argentinischen Luftwaffe, der am Diens-

tag in der Garnisonsschule in Córdoba gefeiert wurde, nahm Präsi-
dent Néstor Kirchner zum Anlass, um einen versöhnlichen Schritt zu
tun. Nach der kühlen Behandlung der Militärs in den letzten Mona-
ten würdigte der Staatspräsident nun die Leistungen der Armee im
nationalen und internationalen Dienst.

„Das Heer, und im besonderen die Luftwaffe, muss die Rolle über-
nehmen, die ihm im Bereich der Verteidigung, der Auslandspolitik
und der Menschenrechte zugedacht ist“, sagte Präsident Kirchner in
seiner Ansprache. Dabei hob er die Bedeutung der Friedensmission
argentinischer Soldaten in Haiti hervor, die nicht nur im humanitä-
ren Dienste tätig seien, sondern auch gegen die Dominanz der USA
auf dem amerikanischem Kontinent anträten.

Präsident Kirchner erinnerte bei dieser Gelegenheit auch an den
Einsatz argentinischer Soldaten in Zypern. Seit zehn Jahren seien
argentinische Piloten dabei, mit Hubschraubern die Konfliktregion
zu überwachen. Die argentinische Luftwaffe beteiligt sich bereits
seit 1962 an Friedensmissionen in der Welt.

Bei seinem Besuch in der Militärschule verfolgte Präsident Kirch-
ner noch ein weiteres Ziel. Während der Feierlichkeiten gab er die
Absicht der Regierung bekannt, die Luftwaffe stärker bei der Reali-
sierung neuer wirtschaftlicher Strategien heranzuziehen. So sollte
die benötigte Ausrüstung künftig in staatlichen Betrieben produziert
werden. Es sei schließlich Aufgabe des Heeres, „sich aktiv am natio-
nalen Projekt für Arbeit, Industrie und Produktion zu beteiligen“,
unterstrich Kirchner.

Die Luftwaffe hat bereits eine erste Radarserie erworben, die im
staatlichen Unternehmen INVAP hergestellt wurde. Eine weitere Se-
rie befindet sich in Produktion. Noch ein Beispiel für die funktionie-
rende Beziehung zwischen Staat und Heer ist die Flugzeugfabrik
Lockheed. Die Führungskräfte der Militärschule bedankten sich bei
Präsident Kirchner für die Verlängerung des staatlichen Vertrags. Die
in der Zuständigkeit der Militärschule befindliche Fabrik beschäf-
tigt etwa 300 Techniker und Arbeiter und stellt Flugzeuge der Marke
„Pampa“ her, die in der Pilotenausbildung sowohl im Inland als auch
in Bolivien und Kolumbien eingesetzt werden.

Vereinigte Staaten von Südamerika

AUSFLÜGE UND REISEN

Über Jahrtausende hinweg schlug der flache Bergriese die Bewohner der
nördlichen Pampa in seinen Bann. Schon die Ureinwohner der Gegend vom
Stammm der Comechingones nannten das Ungetüm „El Morro“ - der Fels-
klotz. Heute ist der Morro eine interessante Touristenattraktion.

El Morro liegt im Süden der Provinz San Luis, dort, wo die letzten Erhe-
bungen der Sierra Grande von Córdoba in die endlose Ebene der Pampa
übergehen. Auf der Ruta Nacional 8 über Pergamino, Venado Tuerto und
Villa Mercedes erreicht man das Ziel nach rund 760 Kilometern. Damit ist
El Morro das Buenos Aires am nächsten gelegene große Vulkangebilde.

Denn gerade seine geologische Eigenschaft macht den Morro zu etwas
Einzigartigem: Aus einer gewissen Entfernung sieht er aus wie ein mitten
aus der Ebene herausragender Fels. Wenn man sich zutraut, den Berg zu
erklettern (er erhebt sich etwa 600 Meter über die Umgebung), dann erblickt
der Besucher etwas Unerwartetes: Hat man den Berg endlich erklommen,
befindet man sich auf dem Rand eines riesigen Kraters, in den man hinab-
blickt. Im Inneren dieser rund vier Kilometer großen „caldera“ sieht man
zahlreiche kleine Vulkankegel. Denn El Morro sollte ein Riesenvulkan wer-
den, doch während seiner Entstehungszeit stellte er sein Wachstum ein und
wurde, was er ist: ein gewaltiger Krater ohne dazugehörigen Bergkegel, der
heute ein Besuchermagnet ist.

El Morro liegt in der Nähe eines kleinen Dörfchens, San José del Morro,
das früher Posta (Raststätte) auf dem Weg vom Río de la Plata nach Mendo-
za und Santiago de Chile war, doch seit mehr als hundert Jahren in einen
Dornröschenschlaf versunken ist, weil es abseits aller Verkehrswege liegt.
Vom Dorf begibt man sich zur nahen Estancia La Morena, wo die eigentli-
che Besteigung beginnt, entweder zu Fuß oder an Bord eines Geländewa-
gens: ein Halbtagesausflug, eine Ganztagestour, einfache Besteigung des
Vulkans oder Durchquerung des Kraters, sogar Ausritte oder aber auch -
ganz nach Wunsch - Verbleib im Casco der altehrwürdigen Estancia El Mo-
reno, wo 22 Schlafgelegenheiten für den Abenteuerreisenden bereitstehen.
In jedem Fall ein einmaliges Erlebnis. Wenn man mit dem Flugzeug von

Vulkankunde am Morro von San Luis
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Buenos Aires nach Mendoza darüber hinwegfliegt, wirkt der Krater beson-
ders eindrucksvoll auf den aufmerksamen Beobachter. Auskunft durch die
Casa de la Provincia de San Luis in Buenos Aires.

Himmlische Arkebusiere
Wer im argentinischen Nordwesten die alten Kirchen und Kapellen be-

sucht, wird häufig mit den „ángeles arcabuceros“ der peruanischen Malschu-
le aus Cuzco („escuela cuzqueña“) konfrontiert: Die Eingeborenen-Künstler
stellten Engel und Erzengel nach dem Vorbild der spanischen Konquistado-
ren dar, mit ihrem Wams und Helm, ihrem Degen und ihren Pulverbüchsen
oder Arkebusen.

Besonders in der Quebrada de Humahuaca sind solche Sammlungen zu
bewundern, etwa in Tilcara und Uquía, aber auch in San Salvador de Jujuy.
Um diese Kunst besser zu verstehen, lohnt es sich, mit der Fundación Recrear
Kontakt aufzunehmen, die kostenlose Führungen zur Erklärung dieser Kunst-
richtung organisiert. Tel.: (0388)-4228653 und E-Mail
recrear@imagine.com.ar.

Marlú

ARGENTINISCHE WIRTSCHAFT

IVES compra adornos, cristalería, por-
celanas, antigüedades, muebles, obje-
tos varios, 4791-4287

KAUFE VERSCH.
COMPRAS VARIAS

Der frei benannte Dollarkurs be-
trug Freitag nachmittags $ 3,03. Die
Terminkurse betrugen zum 31.8. $
3,040, 30.9. $ 3,060, 30.10. $ 3,090,
30.11. $ 3,120, 31.12. $ 3,140 und 31.1.
$ 3,160.

***
Der Merrvalindex fiel in der Be-

richtswoche zum Donnerstag um
1,9% auf 9 54,87, der Burcapindex um
1,0% auf 2.427,50 und der Börsenin-
dex um 1,4% auf 43.555,93.

***
Die Gold-, Devisen- und Anla-

genreserven der ZB betrugen am
6.8.04 U$S 18,10 Mrd., der Bankno-
tenumlauf $ 33,01 Mrd. Eine Woche
zuvor waren es U$S 18,02 Mrd. bzw.
$ 32,03 Mrd., einen Monat zuvor U$S
17,73 Mrd. bzw. $32,98 Mrd. und ein
Jahr zuvor U$S 13,53 Mrd. bzw. $
24,667 Mrd.

***
Der Deckungskoeffizient der De-

visenreserven in Pesos zum Tages-
kurs, bezogen auf die monetäre Ba-
sis, betrug am 10.8.04 117,8%.

***
Die von der ZB veröffentlichte

Reglementierung des Gesetzes Nr.
25.882 über Finanzanstalten, hat die
Wiedereinführung der Kreditkassen
möglich gemacht. Die Amtswege für
die Qualifizierung wurden vereinfacht,
das Grundkapital wurde zwischen $
100.000 und $ 1 Mio., je nach der Be-
völkerungsdichte des Einflussgebietes,
bestimmt. (Für Banken sind es $ 15
Mio.). Auch die Bestimmungen für die
Gewährung von Kediten, die bis zu $
50.000 auf ein Jahr ohne monatliche
Rückzahungsraten und bis vier Jahre
mit monatlichen Rückzahlungsraten,

betragen dürfen, wurden vereinfacht.
Es können Fristeinlagen von bis zu $
12.000 (bisher $ 10.000) angenommen
werden. Die Kreditkassen können Tei-
le ihrer Kreditportefeuilles veräussern,
swaps durchführen und an Darlehen
zwischen Banken teilnehmen. Die Ga-
rantien für die Einlagen werden die-
selben wie bei Banken sein.

***
Das multinationale Holz- und Sä-

gewerk Masisa investiert U$S 1,7
Mio. in eine neue Fabrik für vorlak-
kierte Zierleisten und 3 landeswei-
ten Vertriebszzentralen. Damit soll
die Fertigungskapaszität um 2.700
cbm/Monat erhöht werden. Hauptab-
nehmer ist das Baugewerbe.

***
Das Stahlunternehmen Acindar

hat im 1. Halbjahr 04 einen Netto-
gewinn von $ 244,1 Mio. erwirt-
schaftet, um 30,9% weniger als im
gleichen Vorjahreszeitraum. Der
Absatz nahm im selben Vergleich um
47,4% auf $ 922,6 Mio. zu.

***
Renault Argentina suspendiert

Personal im Werk Córdoba. Wegen
des Verkaufsrückganges und der all-
gemeinen Lage werde die Arbeit im
August und September durch je 5 Tage
eingestellt.

***
Nach ersten Regierungsermitt-

lungen über Landwirtschaftsversi-
cherungen haben Argentiniens
Landwirte 03 für Ernteversicherun-
gen $ 300 Mio. bezahlt. 40% der An-
baufläche sei durch eine Versicherung
geschützt. 1990 gab die Landwirtschaft
$ 40 Mio. für Versicherungen aus. Jetzt
wurden 102.000 Policen für eine auf $

7,3 Mrd. geschätzte Ernte abgeschlos-
sen. 95% waren Hagelversicherungen,
5% für andere, einschliesslich Preisri-
siken. Nur 2 Versicherungsgesellschaf-
ten haben Policen für die Viehzucht
angeboten.

***
Die vom Mexikaner Slim kontrol-

lierte Telemex bemüht sich, nach Te-
lecom und Telefónica den 3. Platz am
argentinischen Fernverbindungs-
markt zu halten. Sie kontrolliert be-
reits Telmex Argentina (vormals
AT&T), 80% von Techtel, in Partner-
schaft mit Techint, und das Mobiltele-
fonunternehmen CTI Móvil. Nun hat
sie auch MetroRED für U$S 12,5 Mio.
erworben. Dieses Unternehmen be-
treibt das 300 km lange Lichtwellen-
Leiternetz in der Innenstadt von Bue-
nos Aires, das Coinvest gehört hatte.

***
An der Börse von Buenos Aires

wurden im Juli Schecks für $ 2,1
Mio. gehandelt. Im März, als diesre
Handel begann, waren es nur $ 560
Mio. Der Zinssatz lag am Anfang bei
3% jährlich und is im Juli auf 7% ge-
stiegen. Bei diesem Handel mit vor-
ausdatierten Schecks ist die Marge
zwischen Aktiv- und Passivzinsen sehr
gering, bestehend aus der Provison des
Maklers und den Gebühren der Börse.
Daher konkurriert das System vorteil-
haft mit den Banken, die eine sehr hohe
Marge haben. Es wird daher erwartet,
dass dieser Finanzierungsmechanis-
mus sich stark ausweitet.

***
Die argentinische Firma Pablo

Cassará hat eine Ausschreibung des
brasilianischen Gliedstaates Sao
Paulo gewonnen. Sie wird Biotech-
nologie-Medikamente für U$S 5
Mio. liefern.  Die Ausschreibung wur-
de gegen Konkurrenten aus Südkorea,
China und Indien gewonnen. Pablo
Cassará liefert diese Spezialitäten be-
reits in beinahe alle lateinamerikani-
schen Staaten, nach Deutschland, In-
dien und Pakistan.

***
Die Unternehmen, die privati-

sierte öffentliche Dienstleistungen
betreiben, schreiben weiter rote
Zahlen. Das Stromverteilungsunter-
nehmen des südlichen Teiles von Gross
Buenos Aires, Edesur, hat im 1. Halb-
jahr $ 6,9 Mio. Verlust gehabt. Der
Gasverteiler Metrogas büsste im glei-
chen Zeitraum $ 16,7 Mio. ein.

***
Die ZB wird jeden Monat fest-

stellen, wieviel die Banken ihren
Kunden für 6 stark beanspruchte
Dienstleistungen berechnen. Es sind
Girokonten, Sparkassen, Kreditkarten,
Hypothekendarlehen, Personalkredite
und Überweisungen. Die Banken müs-
sen die entsprechenden Angaben über
Kosten und Bedingungen bis zum 5.
jeden Monates machen, damit sie von
der ZB zu Vergleichszwecken für die
Kunden im Internet, zum ersten Mal
im September mit den Augustangaben,
veröffentlicht werden. 

***
Der Privathafen des der US-Fir-

ma AES gehörenden Wärmekraft-
werkes Central Térmica San Nico-

lás wurde durch Dekret 1013/04
(Amtsblatt vom 10.8.04) amtlich zu-
gelassen. Er wird den Warenumschlag
in dem Gebiet wesentlich erleichtern.
Gleichzeitig wird die Errichtung neu-
er Hafenanlagen und ihre Vermietung
bewilligt, die vorwiegend der Versor-
gung des E-Werkes mit flüssigen Kraft-
stoffen dienen. 

***
Obwohl sich der Verbrauch der

Bevölkerung im 1. Halbjahr 04 im
Vorjahresvergleich um 3% erholt
hat, liegt er noch immer um 7% un-
ter 01, dem letzten Jahr der Konver-
tibilität, wie die Beraterfirma Latin
Panel ermittelt hat. Auch nach der an-
genommenen 8%igen Verbrauchszu-
nahme im 2. Halbjahr, würde der Jah-
resverbrauch unter 2001 liegen. Der
Verbrauch in Gross Buenos Aires ging
im Vorjahresvergleich um 1% zurück,
während er im restlichen Land um 6%
zugenommen hat.

***
Der Pegasus Capital Investment-

fonds hat seine 4. Akquisition in 12
Monaten abgeschlossen. Die Alvher-
gruppe, einer der bedeutendsten Her-
steller flexibler Verpackungen in Ar-
gentinien, wurde von Pegasus, zusam-
men mit der chilenischen Edelpa (En-
vases del Pacífico), übernommen.
Edelpa ist in Chile Markterster in fle-
xiblen Verpackungen, setzt U$S 55
Mio. im Jahr um, und behält dort 35%
des Geschäftes von Alvher, die mit 360
Mitarbeitern 6 Fabriken betreibt und
in Argentinien etwa 20% Marktanteil
hat. Vom Jahresumsatz von $ 60 Mio.
wurden 8% durch Ausfuhren
erwirtschaftet.

***
In der Stahlgiesserei Aceros Za-

pla, in der Provinz Jujuy, wird we-
gen Lohnfragen weiter gestreikt. Die
Zufahrt zum Werk ist vollkommen ge-
sperrt, so dass mit Schrott beladene
Lkw in ihre Ursprungsprovinzen mit
voller Last zurückkehren mussten. Die
Arbeitnehmer weisen eine einmalige
Zulage von $ 100 zurück und beste-
hen auf einer Erhöhung von $ 250 im
Monat.

***
Die Regierung wird Schuhwerk-

einfuhren aus Brasilien einschrän-
ken, wenn sich die Lieferanten nicht
zu geringeren Lieferungen ver-
pflichten. Industriesekretär Dumont
wird in der nächsten Woche in Brasi-
lia u.a. über die Schuhfrage verhan-
deln. Zu Jahresbeginn wurde zwischen
argentinischen und brasilianischen
Herstellern Schuhwerklieferungen von
12 bis 13 Mio. Paar vereinbart. Die
argentinische Schuhindustrierkammer
schätzt jedoch, das bis Jahresende 18
Mio. Paar aus Brasilien kommen
werden.
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***
Die für dieses Jahr angekünde-

ten Massnahmen bedeuten eine Er-
höhung der Primärausgaben auf $
88 Mrd. bzw. 20,4% des BIP. Das sei
der grösste Prozentsatz seit 1991 und
knapp 2 Punkte über den Werten vor
der Krise 02, wie Grupos Unidos del
Sud bekannt gegeben hat. Die grössten
Zunahmen erfolgten durch Überwei-
sungen an Provinzen, Pläne für arbeit-
lose Familienoberhäupter, Kapitalaus-
gaben um die Energiekrise zu mildern,
und neue öffentliche Bauvorhaben. Die
Aufwendungen für Löhne und Gehäl-
ter, sowie Renten und Pensionen, 1,8%
bzw. 5,7%, liegen noch unter dem
Stand von Dezember 01. Die Ergeb-
nisse der öffentlichen Hand gestatten
einen breiten Spielraum für die Fiskal-
politik. Mit für 04 errechneten Steuer-
einnahmen von über $ 95 Mrd. könne
mit einem Primärüberschuss von $ 15
Mrd. gerechnet werden, um $ 4,8 Mrd.
mehr, als mit dem IWF vereinbart wur-
de. Die expansive Fiskalpolitik bürdet
der Regierung jedoch immer grössere
Verpflichtungen auf, darunter Renten-
, Gehalts- und Lehrerzulagen-Erhö-
hungen von $ 2,5 Mrd. im kommen-
den Jahr.

***
In Regierungskreisen wurde an-

erkannt, das man Erhöhungen des
beweglichen Mindestlohnes (salario

mínimo vital y móvil) erwäge, um
dem schrumpfenden Verbrauch ent-
gegenzuwirken. Zum Unterschied mit
den letzten, per Dekret angeordneten
Erhöhungen, würde der Lohn-, Be-
schäftigungs- und Produktionsrat im
Arbeitsministerium einberufen wer-
den, um die Massnahme mit der Pri-
vatwirtschaft und den Gewerkschaften
zu vereinbaren. Die Absicht wurde
später von Wirtschaftsminister und
dem Kabinettschef bestätigt, der auch
erklärte, dass Erhöhungen für Staats-
beamten erwogen werden.

***
Die Festtelefon- und Postunter-

nehmen sind verpflichtet, alle 6
Monate bei der Fernverbindungs-
kommission eine eidesstattiche Er-
klärung abzugeben, dass sie die
„kauft argentinisch“ Anordnungen
befolgen. Der im Amtsblatt vom
10.8.04 veröffentlichte Beschluss
2350/04 verfügt, dass die Unterneh-
men ihre Preisnachfragen des vergan-
genen Halbjahres mitteilen müssen, so-
wie die erfolgten Einkäufe, Dienstlei-
stungs- und Bauverträge. Das Gesetz
Nr. 25.551 bestimmt, dass öffentliche
Dienstleister Erzeugnisse heimischer
Fertigung zu bevorzugen haben, auch
wenn sie für Grossunternehmen um
5% und für die anderen um 7% teurer
sind, als ausländische Konkurrenzpro-

dukte. Die eidesstattlichen Erklärun-
gen müssen bis zum jeweiligen 31.1.
und 31.7. eingereicht sein.

***
Die Julio Bank fordert bei Ge-

richt die Rückgabe durch den Kun-
den von aufgrund eines Schutzre-
kurses über $ 1,40 plus CER-Inde-
xierung pro Dollar ausgezahlten
Betrages, rd. 30%. Der Kunde hatte
den niedrigeren Betrag angenommen
und anschliessend erfolgreich geklagt.
Die Bank beruft sich auf das jüngste
diesbezügliche Urteil des Obersten
Gerichtshofes.

***
Die Weinkellerei Chandon gab

für den Monat Mai, im Vorjahres-
vergleich, einen 33%igen Rückgang
ihrer Sektverkäufe bekannt. Der
Verlust sei auf die 12% Luxussteuer,
die jetzt erhoben wird, zurückzuführen.

***
Die Banco de la Nación konnte

den säumigen Teil ihres Kreditporte-
feuilles um $ 1 Mrd. verringern, wie
Präsidentin Felisa Miceli bekannt-
gab. Marode Kredite seien seit ihrer
Amtsübernahme von 62% auf 50%
zurück gegangen. Einige der Kunden,
wie Soldati, hätten ihre Verpflichtun-
gen umgeschuldet und bereits 35%
derselben bezahlt. Die gesunden Kre-
dite seien von $ 2,8 Mrd. auf $ 3,6 Mrd.
angestiegen. Die Einlagen hätten von
$ 22,68 Mrd. im Dezember auf 23,67
Mrd. per Ende April zugenommen.
Das sei ausschliesslich auf die öffent-
liche Hand zurückzuführen. Privatein-
lagen gingen von 14,43 Mrd. auf 13,32
Mrd. zurück.

***
Industriesekretär Dumont gab

bekannt, dass die Staatsschulden an
die Kfz-Industrie aus den Verschrot-
tungsplänen ab Januar 05 in Raten
beglichen werden. In Fachkreisen
hiess es, dass von 19 Raten gesprochen
wurde. Die Gesamtschuld von etwa
U$S 350 Mio. würde nicht voll aner-
kannt werden. Der 1994 eingeführte
Plan gestattete Inhabern von über 10
Jahre alten Kfz, diese zu verschrotten
und dafür einen Gutschein für eine
Teilzahlung eines fabrikneuen oder
gebrauchten Fahrzeuges argentinischer
Fertigung zu erhalten. Diese Gutschei-
ne wurden vom Schatzamt jedoch nicht
eingelöst. Wirtschaftsminister Lavag-
na erklärte jetzt dazu, wenn es zur Zah-
lung käme, würden die Kfz-Fabriken
die Schuld in Pesos erhalten, nach ei-
ner Ausschreibung für die durchzufüh-
renden Abschläge.

***
Das argentinische Satellitenun-

ternehmen Impsat wird U$S 1,5
Mio. investieren, um der Landwirt-
schaft und den Pymes Breitband-
Internetdienste zu bieten. Damit sol-
len Gebiete bedient werden, in denen
es weder Bodenstrukturen noch Tele-
fonleitungen gibt. Impsat rechnet in
den nächsten 2 Jahren mit 1.200 sol-
cher Kunden. In die Erweiterung der
Dienstleistungsplattform für Brasilien,
Kolumbien, Venezuela, Peru und
Ecuador werden weitere U$S 4,5 Mio.
investiert.

***

Das Ministerium für Bauten und
Öfentliche Dienste der Provinz San-
ta Fe hat die Firma Aguas Provin-
ciales aufgefordert, zu entscheiden
ob sie die Wasserkonzession behält
oder nicht. Innerhalb von 30 Tagen
habe sie ihren Investitionsplan
einzureichen.

***
Das Arbeitsministerium zahlt im

August bisher um 49.788 weniger
Unterstützungspläne für arbeitslo-
se Familienoberhäupter aus als im
Juli. Gegenüber dem Vorjahresaugust
sind es um 267.825 weniger.

***
Dier Regierung der Provinz Cha-

co hat $ 20 Mio. für eine 132 kV
Hochspannungsleitung  bestimmt,
die bis in das El Impenetrable be-
nannte Gestrüppgebiet führen soll.
Die Leitung mit mehreren Abzweigun-
gen wird von Presidente Roque Sáenz
Peña bis nach  Juan José Castelli
gelegt.

***
Die Provinzregierung von Misio-

nes hat die Rodung von 9.000 ha der
Reserva Biósfera Yabotí per Dekret
bis Jahresende aufgehoben. Grund
sei ein Konflikt zwischen den Einge-
borenen und den Holzgewinnungs-
Unternehmen, die das Gebiet
ausbeuten.

***
Planungsminister De Vido er-

klärte im Seminar des Council of
Americas, den Stromerzeugern wür-
den keine Saisonanpassung ihrer
Strompreise bewilligt werden. Die E-
Werke hatten mit 18% bis 20% Erhö-
hung gerechnet.

***
Der Stromverbrauch nahm im

Juli im Vorjahresvergleich um 3,2%
zu. Im Vormonatsvergleich betrug die
Zunahme 3,6%. Im Raum Gross Bue-
nos Aires, der von Edenor, Edesur und
Edelap beliefert wird, betrug die Zu-
nahme gegenüber dem Vorjahr 1,03%,
in Jujuy um 27%, wie die Fundelec
Stiftung bekanntgab.

***
Die Regierung Argentiniens und

der Siemenskonzern, die sich über
die einseitige Kündigung des Vertra-
ges über Identitätsausweise, Grenz-
kontrollen usw. in einem Rechts-
streit befinden, haben einen ver-
söhnlichen Ton gezeigt. Kirchner
dankte für die Investitionen im Fern-
verbindungsbereich und Siemens be-
tonte den festen Kurs der Führung des
Landes. Dennoch werde Siemens bei
seiner Schadenersatzforderung von
U$S 550 Mio. vor dem Weltbank-
schiedsgericht ICSID (span. CIADI)
keine Rückzieher machen, wie der lo-
kale Geschäftsführer Kleinhempel er-
klärte. Kirchner besichtigte das Sie-
menswerk und durchschnitt anschlies-
send das Band für de Inbetriebnahme
des neuen „contact centers“, einer aus-
gereiften Fassung der bekannten „call
center“. Über die Auswirkungen der
Schadenersatzklage auf mögliche Sie-
mensinvestitionen befragt, erwiderte
Kleinhempel, eines hätte mit dem an-
deren nichts zu tun. Siemens sei seit
langem in Argentinien tätig und wer-
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de investieren, wenn es sich um ein
rentables Vorhaben handle.

***
Die grösste Provinzsteuerlast be-

steht in Santiago del Estero, die
kleinste in Chubut. Wie die Mediter-
raneo Stiftung zusammen mit Deloitte
& Touche in ihrer Arbeit über Provinz-
und Gemeindesteuern 03 zeigen, ist
diese Steuerlast für Investitionsent-
scheidungen wesentlich. Obwohl die
Provinzsteuern gering erscheinen, etwa
2,5% im landesweiten Durchschnitt, ist
die Steuerlast, zusammen mit den Na-
tionalsteuern von 25% auch nach in-
ternationalen Masstäben gross.

***
Die Noble-Gruppe, eine britische

Körperschaft mit Stammsitz in
Hong Kong, hat der Provinz Santa
Fe bestätigt, dass sie in einer 1. Etap-
pe U$S 25 Mio. in Hafenanlagen in
Timbúes, 136 km südlich der Pro-
vinzhauptstadt, investieren wird.
Die Gruppe betreibt derzeit einen ge-
mieteten Privathafen in Zárate, im
Norden von Buenos Aires, und hat Ge-
schäftsverbindungen mit Häfen in Ro-
sario, Necochea und Bahía Blanca, in

Kirchner mit erneuter Kritik an
Erdölunternehmen

In einem neuen Vorstoss gegen die in Argentinien tätigen Erdölge-
sellschaften rechtfertigte Präsident Kirchner die Erhöhung der Ausfuhrst-
euren auf Erdölprodukte mit der Überhöhung der Kraftstoffpreise und
verlangte von den Unternehmen, aufzuhören uns ein Bein zu stellen
und zu spekulieren. Sie sollten an den Bemühungen des argentinischen
Volkes, sich von der Wirtschafts- und Sozialkrise zu erholen, teilnehmen.

Wir wollen, dass sie investieren, erklärte er anlässlich einer Zusam-
menkunft im Regierungsgebäude, bei der er die Notwendigkeit beton-
te, dass die National- und Provinzregierungen der Tätigkeit der Erdöl-
gesellschaften Grenzen setzten. Gegen Mittag hatte er in seiner An-
sprache bei einer Einweihung im Siemenswerk im Vorort San Martin
erklärt, die Unternehmen berechnen übermässige Preise. Sie würden
Erdöl fördern, das argentinisch sei und nicht von internationales Ko-
sten betroffen ist.

Auch Kabinettschef Alberto Fernández prangerte den Mangel an In-
vestitionen der Erdölunternehmen an. Sie seien seit langem stark zu-
rück gegangen. Das habe nichts mit der Pesifizierung zu tun, denn schon
lange vorher hätten die Firmen aufgehört in die Erschliessung neuer
Erdöl-und -gasreserven zu investieren. Sie hätten aufgehört nach Öl
und Gas zu forschen, aufgehört in den Gasvertrieb zu investieren und
nun sei der Zeitpunkt gekommen, in dem sie es tun sollen.

Planungsminister De Vido erklärte, die Preispolitik der (staatlichen)
brasilianischen Petrobrás sei vollkommen falsch und forderte, dass das
Erdölunternehmen seine Investitionen in Argentinien erhöhe. Petrobras
habe eine grosse Investitionsschuld in Argentinien. Petrobrás gab als
Antwort die Entdeckung neuer Erdöl- und -gasvorkommen bekannt.
Am 4.8.04 seien die Arbeiten abgeschlossen worden, mit denen das
Puesto Oliverio X-100 Vorkommen, 180 km nordöstlich von Rio Gal-
legos, Provinz Santa Cruz, die Probeförderung von 60.000 cbm Erdgas
und 30 qbm Erdöl bestätigen konnte. Zur endgültigen Bestimmung
würden die Arbeiten mit einer geschätzten Investition von U$S 15-20
Mio. fortgesetzt werden. De Vido erklärte, Argentinien erwarte von
Petrobras eine führende Rolle bei der Erweiterung der Transportkapa-
zität der San Martin Leitung, einer der grössten des Landes. Auch dar-
auf hat Petrobrás geantwortet. Für die Erweiterung der Erdgasleitun-
gen von TGS, an der Petrobrás Teilhaber ist, seien die Ausschreibun-
gen für das Zuliefermaterial bereits erfolgt. Die Transportkapazität würde
dann, von den Förderungsgebieten bis nach Buenos Aires, um rd. 3
Mio. cbm/Tag erhöht werden. Die Arbeiten enthalten die Legung von
509 km Leitungen und die Installation von 30.000 PS Energieleistung
bis zum Winter 05. 

Telecom schuldet um
Telecom de Argentina konnte einen entscheidenden Schritt zu seiner

Umschuldung tun. Sie hat die Zustimmung der Gläubiger mit 87% des
Schuldkapitals erreicht. Die genaue Auszählung aller Stimmen könnte
über 90% ergeben. Damit hat das von Telecom de Italia und der argen-
tinischen Wertheingruppe kontrollierte Fernsprechunternehmen die von
der argentinischen Gesetzgebung für eine aussergerichtliche Einigung
geforderte Mindestzustimmung von 66% bequem überschritten.

Telecom de Argentina geriet im Juni 2002 in das grösste Default
eines Privatunternehmens in Argentinien. Jetzt wurden Bonds auf 7 und
10 Jahre mit Teilzahlungen in Barem geboten. Im Durchschnitt wird
der Abschlag auf die Gesamtschuld bei 10% liegen.

Ein Grossteil der Gläubiger wird 100% der Schuld in Bonds auf 10
Jahre erhalten, mit Zinsen in Dollar, die mit 5,53% beginnen und 2014
mit 8% enden. Ein andere Vorschlag sind kürzerfristige Bonds mit Fäl-
ligkeit 2011, Zinsen von 9% bis 11% und einem Abschlag von 5%. Ein
Teil der Tilgung, bis zu U$S 663 Mio., wurde in Barem mit einem Ab-
schlag von 20% angeboten.

Die Umschuldung wird Telecom im Jahr 2005 einen Investitions-
plan von U$S 160 Mio. gestatten, der für Internet und Telefon-Festan-
schlüsse bestimmt ist. Das Abkommen bestimmt auch, dass Telecom
nicht mehr als 15% seines Umsatzes für Investitionen ausgeben darf.

Die Umschuldung von Personal, der Mobiltelefonfiliale von Tele-
com, steht noch aus. Der Schuldbetrag liegt bei U$S 600 Mio. Die Ge-
samtschuld von Telecom de Argentina beträgt über U$S 3,3 Mrd.

Argentinien, und in Callao, Peru.
***

Präsident Kirchner hat die Be-
günstigungen des Arbeitlosenfonds
auf die Landarbeiter ausgedehnt. Ihr
Gewerkschaftsführer ist auch Vorsit-
zender der 62 Organisationen, der po-
litischen Körperschaft des CGT-Ge-
werkschaftsbundes. Bei der Verkündi-
gung wiederholte Präsident Kirchner
seine Argumente für eine Produktivi-
tätsallianz, von der nur Gross-unter-
nehmen die nicht investieren (in An-
spielung auf Erdölgesellschaften) und
jene ausgeschlossen seien, die den
Neoliberalismus der 90er Jahre in
Schutz nehmen.

***
Die Regierung hat sich zu Ent-

schädigungen für den Steuerverlust
bereit erklärt, den die Fabriken von
Lkw und Nfz erleiden. Zur Förderung
des Verkaufes dieser Fahrzeuge hat die
Regierung die MwSt., die der Endver-
braucher bezahlen muss, von 21% auf
10,5% verringert. Dadurch können die
Fabriken die von ihnen während der
Produktionsvorgänge geleisteten
MwSt-Zahlungen nicht voll übertra-

gen. Besonders Mercedes und Iveco
wurden von der Massnahme hart
getroffen.

***
Durch Dekret 1010/04 (Amtsblatt

vom 10.8.04) wurden die Dekrete
1772/91, 2094/93 und 2733/93 ausser
Kraft gesetzt, die ein vorübergehen-
des System geschaffen hatten, durch
das Schiffe argentinischer Flagge
auf ausländische Flaggen übergehen
konnten. Als Ergebnis nahm die Zahl
der Schiffe unter argentinischer Flag-
ge von 149 Einheiten 1991 auf 70 Ein-
heiten 2002 ab. Das neue Dekret ge-
währt eine Frist von zwei Jahren für
den Übergang auf die argentinische
Flagge, für alle Schiffe, die im Rah-
men der genannten Dekrete auf aus-
ländische übergegangen waren. Das
neue Dekret erlaubt auch in bestimm-
ten Fällen die Verwendung ausländi-
scher Schiffe ohne Mannschaft unter
dem System der temporären Einfuhr.
Mit dem neuen System müssen die Un-
ternehmen, die die Schiffe betreiben,
wieder die lokale Arbeitsgesetzgebung
anwenden und in Argentinien die Ge-
winnsteuer zahlen. Konkret geht es um
etwa 60 Schiffe, die von der neuen
Ordnung betroffen sind. Die Regierung
und die Gewerkschaften meinen, die-
ses Dekret wird zur Expansion der na-
tionalen Handelsmarine beitragen. Die
Reeder sind hingegen der Ansicht, dass
die Schiffahrt dadurch Konkurrenzfä-
higkeit einbüsst, wobei sie auch dar-
auf hinweisen, dass diese Schiffe aus-
ländischer Flagge, die bei der Binnen-
schiffahrt mit argentinischen Arbeits-
kräften tätig waren, sich an die lokale
Arbeitsgesetzgebung hielten und hier
Steuern zahlten. Bei Überseeschiffen
war dies jedoch nicht der Fall. 

***
Die ZB hat Bankschuldnern die

Möglichkeit gewährt, zwischen dem
15. September und dem 15. Oktober
Schulden mit Boden-Bonds zu til-
gen. Sie werden dabei zum techni-

schen Wert genommen (also Nennwert
plus CER-Indexierung), was etwa 3%
über dem Marktwert ergibt. Nur dieje-
nigen, die die Boden direkt von der Re-
gierung erhalten haben, können von
dieser Möglichkeit Gebrauch machen.
Zweitkäufer sind ausgeschlossen.

***
Im August hat das Schatzamt $

753,8 Mio. für Tilgungen und Zin-
sen von Boden-Bonds aufgewendet.
$ 390,8 Mio. entfallen auf Boden 2007-
Amortisation, $ 23,6 Mio. auf Zinsen
derselben und $ 179,5 Mio. auf eine
Amortisation der garantierten Schuld.
In diesem Jahr müssen insgesamt U$S
1,38 Mrd. an Amortisation und Zinsen
gezahlt werden. Aber 2005 steigt der
Betrag auf U$S 4,27 Mrd. Die ab
1.1.02 ausgegebenen Bonds belasten
die Staatsfinanzen in den kommenden
Jahren zunehmend stärker.

***
Einer Ermittlung des CEB (Cen-

tro de Estudios Bonaerenses) zufol-
ge, haben die Investitionsvorhaben
der Priatwirtschaft in Argentinien,
im 1. Halbjahr 05, U$S 8,4 Mrd.
betragen, um 56,9% mehr als vor
einem Jahr. 41,6% dieser Investitio-
nen galten dem Dienstleistungsbereich,
womit die Industrie vom 1. Platz ver-
drängt wurde. Der Dienstleistungsbe-
reich verdoppelte seine Investitionen
vom Vorjahr, mit U$S 2,64 Mrd. Aus-
lands- und U$S 779,9 Mio. argentini-
schem Kapital. Vom Auslandskapital
waren 45% spanisch und 15% US-
amerikanisch. Hauptbereiche waren
Fernverbindungen und Post, Flug-, Ei-
senbahn. und Strassenverkehr, Klein-
und Grosshandel. Das Baugewerbe
gab neue Vorhaben für U$S 559,4 Mio.
bekannt, um 100% mehr als vor einem
Jahr. 54,5% dieser Investitionen kamen
aus den USA, 44,9% von argentini-
schen Untenehmern.

***
Bei Ermittlungen über mutmas-

sliche Steuerhinterziehungen von $
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Prozessbeginn der Klage von CMS, USA
Für die Verteidigung in der Schadenersatzklage eines Konzessionärs

wegen der  Pesifizierung, hat sich Argentinien für den harten Kurs ent-
schieden. Vor dem Weltbankschiedsgericht ICSID (spanisch CIADI)
wird der neue Justizminister Horacio Rosatti, der bis vor Kurzem Schatz-
anwalt war und sich mit dem Fall befasst hat, den argentinischen Staat
vertreten. Der Kläger, der nordamerikanische CMS, Minderheitsbetei-
ligter am TGN Gastransportunternehmen fordert einen Schadenersatz
von U$S 265 Mio. Der Prozess bildet einen Präzedenzfall für weitere
32 Fälle für insgesamt U$S 16 Mrd.

Die Schiedsgerichtsverhandlungen haben am Montag begonnen und
sind bis zum 21.8. vorgesehen. Das Urteil soll erst zu Jahresende be-
kannt werden. Während CMS bei der Klage durch seine höchste Füh-
rungsetage aus Michigan vertreten ist, verhandelt TGN, an der CMS
mit 30% beteiligt ist, in Buenos Aires über die Neuaushandlung seiner
Konzessionsverträge mit der Regierung und erklärt, er könne seine Min-
derheitspartner nicht im Zaum halten.

Der Genfer WHO-Kompromiss
Der Staatssekretär für Internationalen Handel im Aussenministeri-

um, Martín Redrado, gab in einem Artikel in der Zeitung „La Nación“
vom 10.8.04 die Grundlagen der Übereinkunft bekannt, die im Rahmen
einer Beratung der wichtigsten Staatengruppen Ende der Vorwoche in
Genf erreicht wurde. Es handelt sich um folgendes:
l Die Exportsubventionen für landwirtschaftliche Produkte werden

zunächst um 20% im ersten Jahr des Abkommens gekürzt, und von da
an jährlich abnehmen, bis zu einem Restbetrag, der in der letzten Etap-
pe des Kürzungsprogrammes ausgehandelt werden muss.
l Alle Formen der Exportsubvention werden abgeschafft, einschlies-

slich der Massnahmen, die eine äquivalente Wirkung haben, was sich
auf Kredite, Versicherungen und Kreditgarantien für Exporte bezieht,
die eine Subventionskomponente haben, sowie auch die Nahrungsmit-
telhilfen, die als verzerrender Mechanismus für die Unterbringung von
Überschüssen verwendet werden, und auch die Monopolmacht, die die
staatlichen Handelsunternehmen einsetzen.
l Die Verringerung der Zollsätze für alle landwirtschaftlichen und

industriellen Produkte wird ab der konsolidierten Zölle (die Höchstzol-
le, die jedes Land bei der WHO gemeldet hat, und die von ihr geneh-
migt worden sind) und nicht der effektiv angewendeten berechnet, wo-
bei die entwickelten Länder eine angemessene Zahl von „sensiblen“
Produkten identifizieren können, für die die Verringerung geringer aus-
fallen kann. 
l Die Verhandlung über nicht landwirtschaftliche Produkte wird, je

nach Fall, die Verringerung oder Abschaffung der nicht zollmässigen
Hindernisse einschliessen, besonders derjenigen, die Produkte betref-
fen, die von Exportinteresse für die Entwicklungsländer sind.
l Gemeinsame Arbeit, um schrittweise höhere Liberalisierungsni-

veaus bei Dienstleistungen zu erreichen, ohne a priori irgend einen Sek-
tor, noch Art der Leistung auszuschliessen, wobei den Fällen besonde-
re Aufmerksamkeit gewidmet wird, die von besonderem Exportinteres-
se für die Entwicklungsländer sind. 

Erhöhung der Altersrenten
Zum ersten Mal in 13 Jahren werden alle Altersrenten bis zu einem

Monatsbetrag von $ 1.000 um 10% erhöht. Bisherige Zulagen galten
nur den Mindestrenten. Die Erhöhungen sollen ab den im September
fälligen Augustrenten als Rentenzusatz bezahlt werden. Damit werden
sowohl die Abzüge für die Sozialsysteme durchgeführt als auch die
Zahlung für die 13. Rente mitgerechnet, nicht aber die Beiträge der
selbstständig Erwerbstätigen erhöht.

Die Abrechnung des Rentenzusatzes erfolgt demnach über eine an-
dere Codenummer als der des laufenden Bezuges. Sonst müsste die Er-
höhung auch auf die komplizierte, mopre (módulo previsional) benannte
Berechnungsgrundlage erfolgen, die das PBU (prestación básica uni-
versal) des staatlichen Rentensystems ergibt. Eine PBU beträgt derzeit
$ 80.

Rentner der privaten AFJP Kassen erhalten die 10%ige Erhöhung
nur auf die PC (prestación compensatoria) benannten 1,5% eines Mo-
natsentgeltes pro Dienstjahr. Das gelte in 115.000 Fällen. Auch hier gilt
die Erhöhung für die Berechnung der 13. Monatsrente und für die
Sozialabgaben.

Die Mindestrente wird $ 308 betragen, was einer Erhöhung um 18,5%
gleichkommt, da die für September vorgesehene Mindesrentenerhöhung
von $ 260 auf $ 280 nicht stattfindet. Diese Erhöhung der Mindestren-
ten werde 1,88 Mio. Rentner begünstigen. Das seien 60% aller Renten-
empfänger. Ihre Erhöhungen vom 1.9 bis zum 31.12.04 werden $ 227,7
Mio. kosten. Die Erhöhungen der restlichen Empfänger bis $ 1.000
Monatsrente wird 1,09 Mio. begünstigen und bis Jahresende $ 226,3
Mio. kosten. 162.000 Rentner erhalten keine Erhöhung. Im Jahr 2005
wird die Erhöhung $ 1,36 Mrd. kosten. Die Durchschnittsrente wird um
48,9% auf $ 440,7 erhöht, was 12,5% der letzten Junibezügen seien.

30 Mio. des Sarmiento Verlages, (der
auch die Zeitung Crónica heraus-
gibt) und andere mit ihm verbunde-
ne Unternehmen, wurden 5 Perso-
nen in Haft genommen. Der Fall
wurde vor 2 Jahren eingeleitet, doch
bereits im Mai 2000 hatte der damali-
ge AFIP-Direktor Silvani gegen den
Verlag und weitere 34 Unternehmen
Strafanzeige erstattet, damals wegen
mutmasslicher Schädigung des Staa-
tes um $ 120 Mio.

***
Der argentinische Zeitungsher-

ausgeberverband Adepa hat mit
Nación Leasing ein Abkommen un-
terzeichnet, das angeschlossenen
Unternehmen gestatten wird, Kapi-
talgüter mit bis zu 100% Finanzie-
rung zu erwerben. Es sehe die Ein-
gliederung aller Steuern in den Kauf-
preis und einen verringerten Zinssatz
vor. Das Abkommen auf 12 Monate
soll automatisch erneuert werden.

***
Im 2. Quatal 04 wurden für $

560,4 Mio. um 61% mehr Landwirt-
schaftsmaschinen gekauft, als im
gleichen Vorjahresquartal. Wie das
Statistikamt weiter bekanntgab, waren
62,4% davon Importmaschinen. Im 1.
Quartal hatte der Absatz  über $ 585
betragen. 35% waren Erntemaschinen,
33% Traktoren und 22% Saatmaschi-
nen. 02 wurden noch 63% im Inland
hergestellte Maschinen gekauft. 80%
der Erntemaschinen und Traktoren kä-
men aus dem Ausland, 80% davon aus
Brasilien. Saatmaschinen sind vorwie-
gend heimischer Fertigung.

***
Kfz-Zulieferer des Mercosur

wollen gemeinsam in anderen Märk-
ten konkurrieren. Sie machen die
Kfz-Fabriken für das Marktungleich-
gewicht zwischen Brasilien und Ar-
gentinien verantwortlich. Vertreter von
Kfz-Zulieferindustrien dr 4 Mercosur-
partner verpflichteten sich zur Zusa-
menarbeit, sowohl in privaten wie in
Regierungsbereichen, um die gegen-
seitige Ergänzung der Industrien zu
fürdern.

***
Die Garovaglio & Zorraquín

Gruppe hat ihren CEPA Schlacht-
hof Ende 03 verkauft. Das in Gläu-
bigerversammlung befindliche Unter-
nehmen wurde von den Brüdern Ter-
rado, Inhabern der Santa Elena Bur-
sátil Finanzanstalt und ehemaligen
Partnern von M. Gastaldi in der Extra-
der Bank, mutmasslich durch den
Tausch von Aktien gegen Schulden,
übernommen. Der Name des Unter-
nehmens wurde rechtsgültig auf Te-
mux geändert. 

***
Das Abgeornetenhaus hat die

Verlängerung des Lehrerförde-
rungsfonds durch 5 weitere Jahre
verabschiedet. Da der Senat die Vor-
lage vor einem Monat angenommen
hat, bleibt das Gesetz bis zum 1.1.09
in Kraft. Das Budget des Fonds beträgt
derzeit $ 974 Mio., doch wird noch die
letzte Zahlung von 03, weitere $ 300
Mio., geschuldet.

***
Das Vertrauen der Verbraucher

in die Wirtschaft schrunpft weiter.
Mit bisher weiteren minus 5,7% im
August hat es den niedrigsten Stand
seit April 03, zum Amtsantritt Präsi-

dent Kirchners, erreicht. Die Ermitt-
lungen der Di Tella Universität sind
auch eine gültge Voraussicht auf das
kurzfristige Verbraucherverhalten. Das
Vertrauen sinkt landesweit, doch am
stärksten in Buenos Aires Stadt, wo es
gegenüber dem Vorjahresaugust um
14% geringer ist.

***
Die Regierung will die Mindest-

entlohnungen, die 350.000 Arbeit-
nehmer des Staates und der Privat-
wirtschaft erhalten, auf $ 400 im
Monat erhöhen. Ausserdem erwägt
sie eine Zulage, für alle Lohn- und
Gehaltsempfänger der Privatwirt-
schaft, durch eine Erhöhung der
Grundlöhne der Kollektivverträge.
Davon wären 3 Mio. Arbeitnehmer
begünstigt.

***
Die Regierung will den Noten-

bankchef Prat-Gay und ihren Vize-
präsidenten Lacoste vom Senat für
eine weitere Amtsperiode bestätigt

haben. Die notwendigen Unterlagen
werden ausgearbeitet. Über die weite-
ren 4 ZB-Direktoren ist noch nichts
bekannt geworden.

***
Die Sojabohnennotierungen ma-

chen weiter Schlagzeilen. Um 1,7
Mio. t geringere Ernteschätzungen des
US-Landwirtschaftssekretariates lies-
sen die Preise in Chicago um 8% wie-
der auf über U$S 250 pro Tonne
klettern.

***
Die Ukraine hat die Öffnung für

Rindfleischeinfuhren aus Argentini-
en bekannt gegeben. Die Bewilligung
gilt frischem und knochenfreiem
Fleisch, sowie Nebenprodukten wie
Zunge, Herz und Leber.

***
Im Juli haben die Bankkredite im

4. Monat in Folge um rd. $ 700 Mio.
zugenommen. Die Zunahmequote in
diesem Zeitraum beträgt damit rd.
35%.
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WIRTSCHAFTSÜBERSICHT

Die Verzögerung der Revision
des ersten Quartals 2004 bzw. drit-
ten Quartals des laufenden Stand-
by-Abkommens durch das Fonds-
direktorium bis nach den Sommer-
ferien im August bewog Wirt-
schaftsminister Roberto Lavagna,
die  nachfolgenden Verhandlungen
zwischen der argentinischen Re-
gierung und der Fondsleitung un-
ter dem Spanier Rodrigo de Rato
vorerst auszusetzen. Diese Ver-
handlungen hätten im September
sowohl die Revision besagten
Quartals als auch diejenige des
nächsten Quartals umfassen müs-
sen, wobei zeitgleich über die ma-
kroökonomischen Auflagen für die
beiden ausstehenden Jahre 2005
und 2006 des dreijährigen Stand-
by-Abkommens verhandelt wer-
den müsste. Diesbezüglich geht es
in der Hauptsache um den Pri-
märüberschuss in beiden Jahren
zwecks nachhaltigen Zinszahlun-
gen der Staatsschuld.

Minister Lavagna verzögerte
die drei Verhandlungen bis zur
Umschuldung der Bonds in De-
fault. Vorher müsse der Markt re-
den, meinte er in Anspielung an die
Bondsinhaber, denen die Regie-
rung nach der Erledigung der for-
mellen Billigung der neuen Bonds
durch die US-Wertschriftenkom-
mission (im englischen Kürzel
SEC), die für Ende August erwar-
tet wird, die längst bekannte Of-
ferte mit allen ausstehenden Ein-
zelheiten vorlegen wird. Eine eng-
lisch „road show“ genannte Vor-
stellungstour in Europa, Japan und
USA soll im September dafür sor-
gen, dass die Bondsinhaber erfah-
ren, welche neuen Bonds ihnen in
Abgeltung der Bonds in Default
angeboten werden. Minister Lava-
gna wird nicht an dieser Reise teil-
nehmen, die sein Finanzsekretär
Guillermo Nielsen leiten wird.

Der Markt, auf den sich Lavag-
na bezog, sind die Bondsinhaber
in Argentinien und anderen Län-
dern sowie die sogenannten insti-
tutionellen Investoren, in Argenti-
nien die privaten Rentenkassen
AFJP, ferner die Versicherungsge-
sellschaften, Banken und andere
Geldgeber, sowie im Ausland, zu-
mal in USA, die Investmentfonds,
Pensionskassen und andere Inve-
storen, die höher verzinsliche ar-
gentinische Bonds erworben ha-
ben. Des weiteren  werden hun-
derttausende Einzelinhaber solcher
Bonds angesprochen. Alle müssen
entscheiden, ob sie die Umschul-
dungsofferte annehmen, in wel-

chem Fall sie mitteilen müssen,
welche neuen Bonds sie wählen.

Die Geschäftsbanken in den Re-
sidenzländern der Bondsinhaber
und für argentinische Bondsinha-
ber ihre Bankadressen im Ausland
dürften dabei ein gewichtiges Wort
sprechen, wenn sie von ihren
Portefeuillekunden gefragt wer-
den, ob sie die Umschuldung un-
terschreiben oder auf bessere Of-
ferten warten. All das ist reichlich
umständlich und wird sicherlich
mehrere Monate beanspruchen, bis
die Anwort der Märkte bekannt
wird. Bisher vernimmt man nur die
durchweg negativen Stellungnah-
men der Sprecher der Bondsinha-
ber, die keinesfalls die Mehrheit
vertreten. Umfragen sind offenbar
nicht möglich, weil sich die mei-
sten Bondsinhaber hinter ihre Ban-
ken verbergen und institutionelle
Investoren zu schweigen pflegen.

Unterdessen wird die Regie-
rung angeblich keine formellen
Verhandlungen mit dem Fonds
führen, der somit aus der Umschul-
dung ausgeklammert worden ist,
wie es die Regierung wünschte.
Die Abstimmung im Fondsdirek-
torium, wo mehrere gewichtige
Direktoren die argentinische Um-
schuldungsofferte ablehnen, muss
somit ebenfalls warten. Das will
freilich nicht heissen, dass keine
Verhandlungen mehr über diese
Offerte laufen. Dafür gibt es zahl-
lose formelle und informelle Ka-
näle. Die Regierung kann jederzeit
eine abermalige Verbesserung ih-
rer Offerte vorbringen, was sie frei-
lich bisher schroff abgelehnt hat.
Im Gespräch ist stets eine Baran-
zahlung auf die nicht bezahlten
Zinsen gleichsam als Zuckerbrot
nach einer besonders bitteren
Mahlzeit.

Die Verhandlungen mit dem
Fonds befinden sich nur in der
Schwebe, betonte Minister Lava-
gna, der den Abbruch ablehnte.
Das Standby-Abkommen gilt so-
mit nach wie vor, solange es nicht
formell gekündigt wird. Bis das
Fondsdirektorium die jeweiligen
Quartalsrevisionen gutheisst, kann
die Fondsgeschäftsführung die
vereinbarten Rückzahlungen der
Kapitaltilgungen Argentiniens
nicht erledigen. Zinszahlungen
werden nicht rück-vergütet.

Die bange Frage, ob Argentini-
en abermals wie im Vorjahr die Til-
gungen mangels Abkommen aus-
setzt, damals allerdings nur für ei-
nen Tag, beantwortete Minister La-
vagna negativ. Argentinien wird

die kommenden Fälligkeiten hono-
rieren oder eine Verzögerung be-
antragen, soweit sie je nach der Art
der Ziehungen gegen den Fonds
zulässig sind. Hierfür kann das
Schatzamt die Dollarkäufe der
Banco de la Nación für insgesamt
U$S 2,0 Mrd. einsetzen oder not-
falls die Währungsreserven der
Zentralbank von jetzt U$S 18 Mrd.
bean-spruchen.

Gleiches gilt für die Tilgungen
der Darlehen der Weltbank und der
Interamerikanischen Entwick-
lungsbank (BID), deren zugesagte
aber nicht ausbezahlte neue Kre-
dite unterdessen ruhen, bis eine
Einigung mit dem Fonds zustande
kommt, was wiederum von der
Zusage einer massiven Mehrheit
der Bondsinhaber bzw. deren Ka-
pital abhängt. Im Gespräch sind
rund 80% Zusagen als formelle
Voraussetzung für eine Normali-
sierung der Beziehungen mit den
drei Washingtoner Finanzanstalten
wie bei Umschuldungen anderer
Schuldnerländer von Bonds in De-
fault. Es geht bis zum Jahresende
um Tilgungen von über U$S 2,2
Mrd., gegebenefalls weniger, soll-
ten einige Zahlungen aufgescho-
ben werden.

Mit der Regierungsentschei-
dung, die Fondsverhandlungen
vorerst auf Eis zu legen, geht Mi-
nister Lavagna eine Art va
banque-Spiel ein. Gelingt der
Wurf, dann normalisieren sich die
Beziehungen zur Finanzwelt.
Schlägt er hingegen fehl, weil zu
wenige Bondsinhaber auf die Um-
schuldungsofferte eingehen, dann
müssen sich die Wirtschaftsfüh-

Va banque-Spiel

rung und die Regierung schlecht-
hin eine neue Strategie einfallen
lassen, wohin der Weg führen soll.

All das interessiert nicht nur die
Bondsinhaber, sondern die Fi-
nanzwelt allgemein und insbeson-
dere den argentinischen Finanz-
markt, wo schweigsame Sparer
Entscheidungen treffen. Sie sind
schweigsam, weil sie ihre Ent-
scheidungen nicht publik machen,
wenn sie Pesos aus ihren Bank-
konten abheben, allenfalls Dollar-
noten erwerben oder direkt Über-
weisungen in ausländische Kon-
ten unter Belastung ihrer lokalen
Pesoskonten verfügen. Indessen
werden solche Entscheidungen an
den Zahlen über Depositen und
Währungsreserven der Zentral-
bank abgelesen, wie es weiland
2001 geschah, als die Depositen
und die Währungsreserven nahe-
zu täglich abnahmen. Die damali-
ge Kapitalflucht ins Ausland be-
wirkte schliesslich das Bondsde-
fault und die Abwertung mit
asymmetrischer Pesizifierung und
Einfrierung der Tarife öffentlicher
Dienste.

Sicherlich bezog sich Minister
Lavagna auf dieses Marktverhal-
ten, als er die Aussetzung der Ver-
handlungen mit dem Fonds bis zur
erfolgreichen Umschuldung an-
kündigte und meinte, Argentinien
könne das durchaus verkraften,
sofern allerdings, wie er ebenfalls
sagte, das Vertrauen der Argenti-
nier erhalten bleibe. Sein va
banque-Spiel, alles auf eine Karte
zu setzen, steht und fällt mit die-
sem Vertrauen. Auch diesbezüg-
lich hat der Markt das Wort.

Die „Piqueteros“ benannten
Gruppen, die sich aus Arbeitslo-
sen u.a. zusammensetzen, darun-
ter auch echten Revolutionären,
wie es in den 70er Jahren die Mon-
toneros und das ERP waren, ha-
ben vor etwa drei Wochen die
Anlagen der Firma Termap in Ca-
leta Olivia, Provinz Santa Cruz,
besetzt. Das Unternehmen gehört
den Erdölfirmen Repsol-YPF, Pan
American Energy und Vintage Oil,
und besteht aus grossen Tanks zur
Speicherung von Erdöl, und einer
Rohrleitung bis auf eine Boje im
Meer, wo das Öl auf Tanker ver-
laden wird. Sie forderten, bei dem
Unternehmen eingestellt zu wer-
den, und drohten, die Anlage an-
zuzünden. 

Die Firma reichte Klage beim
zuständigen Gericht ein. Der Rich-
ter soll einen Befehl an die Pro-
vinzregierung erlassen haben, da-
mit diese den Betrieb mit der Po-

lizei räumt. Das hat Gouverneur
Sergio Acevedo jedoch unterlas-
sen, wohlwissend, dass es dabei
Tote geben und zu einer grossen
Katastrophe kommen kann. Die
Provinzpolizei ist hier überfordert.
Diese Räumung kann nur durch
die Streitkräfte durchgeführt wer-
den, denen es jedoch gesetzlich
verboten ist, sich in interne An-
gelegenheiten einzumischen. 

Somit hat das Unternehmen
schliesslich nachgegeben und 75
dieser Delinquenten (denn es ist
zweifelsohne ein Verbrechen, ein
Privatunternehmen mit Gewalt zu
besetzen) eingestellt. Zunächst
sollen sie während zwei Monaten
$ 700 pro Monat erhalten und ge-
schult werden. Danach sollen sie
normal eingestellt werden und ge-
mäss Tarifvertrag $ 865 in bar und
$ 440 in Gutscheinen für Nah-
rungsmittel erhalten. Ausserdem
soll sich das Unternehmen ver-

Der Erfolg der „Piqueteros“ in
Caleta Olivia und die Folgen
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Frau Amalia Lacroze de Fortabat, Inhaberin der Firma Loma Negra
S.A., die mit ihren fünf Fabriken, plus zwei Zementmischanlagen (Lo-
max) und drei Vertriebeszentren, einen Anteil von fast 50% am lokalen
Zementmarkt hält, hat der Bank J.P. Morgan den Auftrag gegeben, ei-
nen Käufer für das Unternehmen zu finden. Der Preis wurde auf eine
Milliarde Dollar festgesetzt, wobei dies angeblich auch das Eisenbahn-
unternehmen einschliesst, das den Güterverkehr von Buenos Aires nach
dem Süden, über Olavarría und bis Neuquén betreibt, wo Loma Negra
Fabriken besitzt. Dieser Preis wird von Finanzexperten als zu hoch be-
zeichnet, wobei man berücksichtigen muss, dass der Preis auch von der
Lage Argentiniens abhängt, als defaultiertes Land ohne Zugang zum
internationalen Finanzmarkt, mit einem wenig erfreulichen politisch-
sozialen Szenario.

Frau Fortabat ist offensichtlich müde geworden, was in ihrem hohen
Alter verständlich ist. Angeblich ist auch kein direktes Mitglied der
Familie in der Lage oder bereit, den Konzern in dieser schwierigen Lage
zu führen. Die Überwindung der Krise, in die Loma Negra geraten war,
erfordert viel unternehmerisches Talent, viel Einsatz und Ausdauer. Geld
in der Hand ist somit eine anziehende Alternative. 

Das 1926 von Alfredo Fortabat gegründete Unternehmen, das nach
seinem Tod vor fast 30 Jahren von seiner Gattin mit grossem Schwung
weitergeführt wurde, hatte zwischen 1997 und 2000 U$S 630 Mio. in-
vestiert, den grössten Teil davon in die neue Fabrik „L’Amalie“. Schon
damals bestand eine grosse Überkapazität in der Zementindustrie, so
dass eine Erweiterung der Kapazität kaum sinnvoll erscheint. Es war
eine Fehlentscheidung, die gezeigt hat, dass Grossunternehmen nicht
von Fehlern ausgeschlossen sind, die dann auch entsprechend grösser
als bei Kleinunternehmen sind.

Ausserdem hatte damals schon die Übernahme der lokalen Firmen
Juan Minetti und Corcemar durch die Schweizer Holderbank, nachher
in Holcim umgetauft, mit einem Marktanteil von über einem Drittel, zu
einer viel schärferen Konkurrenz geführt. Auch die Übernahme von Ce-
mentos Avellaneda durch die französische Lafarge trug dazu bei. Hol-
cim und Lafarge sind die grössten Zementfabriken der Welt. Holcim
begann Mengenrabatte einzuführen, die es früher in dieser Branche nur
ausnahmsweise gab, und richtete eine Vertriebsanlage in der Nähe von
Bue-nos Aires ein, womit das Unternehmen aggressiver in dem von
Loma Negra beherrschten Markt von Buenos Aires und Umgebung kon-
kurrieren konnte. 

Loma Negra verschuldete sich durch das neue Projekt in der Höhe
von U$S 400 Mio., was bei der 2001 einsetzenden Rezession zu einer
untragbaren Last wurde, ganz besonders 2002, als die lokale Zement-
produktion auf 2,9 Mio. Tonnen zurückging. Insgesamt wird die Indu-
strie dieses Jahr etwa 6 Mio. Tonnen Zement erzeugen, was bei einer
Kapazität von 16 Mio. Tonnen eine Auslastung von nur 37% ergibt.
Zement ist wegen der hohen Transportkosten schwer zu exportieren,
meistens nur in geringen Mengen in Nachbarländer. Eine höhere Ausla-
stung der Kapazität dieser Industrie hängt von der Bauindustrie ab, ganz
besonders von öffentlichen Investitionen, deren Umfang jedoch durch
die Knappheit an finanziellen Mitteln beschränkt ist. Es wird somit vie-
le Jahre dauern, bis wieder eine Kapazitätsauslastung von etwa 70%
erreicht wird, wie sie in früheren (guten) Jahren bestand. 

Um eine gerichtliche Gläubigereinberufung zu vermeiden, verkauf-
te Frau Fortabat Liegenschaften im Ausland, wertvolle Gemälde und
etwa 20.000 ha Land, womit sie dem Unternehmen rund U$S 70 Mio.
zuführte. Die Gesamtschuld von Loma Negra betrug im Februar 2004
laut Standard and Poor’s U$S 298 Mio., die nachher um weitere U$S 38
Mio. abgebaut wurde. Die Lage mit den Gläubigerbanken ist jetzt gere-
gelt. 

Als Käufer kommen die mexikanischen Cemex und Cementos Chi-
huahua, die portugiesische Cimpor, die brasilianischen Camargo Cor-
rea (Bauunternehmen) und Votorantim Cimentos in Frage. Wird Loma
Negra an irgend eines dieser Unternehmen verkauft, wird praktisch die
ganze Zementindustrie, die bis in die 90er Jahre fast ausschliesslich in
nationalem Besitz war, in ausländische Hände übergehen. Ähnliches ist
schon bei anderen Industrien in Argentinien in den letzten Jahren ein-
getreten. Präsident Kirchner, der sich für ein nationales Unternehmer-
tum einsetzt, dürfte über diese Verkaufsabsicht wenig erfreut sein. Die
Frage ist, ob er etwas tun kann, damit der Loma Negra-Konzern in ar-
gentinischen Händen bleibt.

Die Zementfirma Loma Negra
soll verkauft werden

pflichtet haben, weiteren 230
„Piqueteros“ eine monatlich Sub-
vention von $ 700 zu zahlen.

Gouverneur Acevedo hat die
„Piqueteros“ nachher noch mora-
lisch gestärkt, indem er sagte, er
werde die Armen nicht schlagen
und bekämpfen, noch werde er sie
als Kriminelle behandeln, wenn
sie Arbeit verlangen. Er fügte
noch hinzu, dass die Besitzer un-
seres Reichtums, die das Problem
geschaffen haben, jetzt auch die
Lösungen bieten müssen. Dann
wetterte er noch gegen Repsol,
wobei er das Unternehmen bezich-
tigte, nicht zu investieren, Erdöl-
bohrungen aufzugeben und eine
niedrige Produktivität zu haben.
Gehört Acevedo auch zu den
„Piqueteros“? 

Vorher hatten die „Piqueteros“
die gleiche Übung schon bei ei-
ner Anlage von Repsol-YPF
durchgeführt, wobei die Firma
sofort nachgab und die Verbrecher
einstellte. Das hat daraufhin Schu-
le gemacht. In den letzten vier Jah-
ren hat es viele ähnliche Fälle bei
Anlagen der Erdölfirmen gegeben,
die sich in der Regel haben erpres-
sen lassen und viel Geld bezahlt
haben. Man kann jetzt erwarten,
dass es zu einem Lauffeuer derar-
tiger Aktionen kommt, was sehr
bedenklich ist.

Einige Gewerkschafter haben
jetzt auch zu diesen Gewaltmetho-
den gegriffen. So wurde ein Un-
ternehmen, das „Call centers“ be-
treibt und Telefónica gehört, von
Mitgliedern der Telefonarbeiter-
gewerkschaft besetzt. Ein Anlage
für Müllaufnahme von CEAMSE,
in Ensenada, bei La Plata, wurde
belagert. In Jujuy legten Aktivi-
sten den Betrieb von „Altos Hor-
nos Zapla“ still und in La Rioja
wurde ein Unternehmen besetzt.

Die „Piqueteros“ hatten sich
am Anfang auf die Besetzung von
Zufahrtstrassen zur Bundes-
haupstadt beschränkt und den Ver-
kehr verhindert, was die Regie-
rung passiv zugelassen hat. Als die
Polizei im Jahr 2002 bei der Be-
setzung der Pueyrredón Brücke,
zwischen Avellaneda und Buenos
Aires Stadt, gegen diese Radau-
brüder vorging, gab es zwei Tote,
was dazu führte, dass die Polizei
danach angewiesen wurde, nicht
mehr zu intervenieren. Die
„Piqueteros“ hatten erreicht, was
sie wollten. 

In letzter Zeit sind sie auf Auf-
märsche und Protestaktionen in
der Stadt Buenos Aires überge-
gangen. Beim Angriff auf das Ge-
bäude des Stadtparlamentes, bei
dem es grosse Schäden gab, wa-
ren sie mit illegalen Strassenver-
käufern, Travestiten und Prostitu-
ierten auch dabei. Danach kam es
zu einem friedlichen Aufmarsch,

wobei allerdings eine massive Prä-
senz unbewaffneter Polizisten für
Ordnung sorgte. Von den „Pique-
teros“, die militärisch organisiert
waren, trugen hingegen viele
Stöcke, die auch Waffen sind.

Die Leiter dieser Gruppen,
Raúl Castellls, Néstor Pitrola u.a.
geben offen zu, dass sie einen
Volksaufstand anstreben, um an
die Macht zu gelangen. Das be-
deutet im Klartext, einen Ansturm
auf das Regierungsgebäude und
Übernahme der Regierung. Sie
sagen mit aller Deutlichkeit, dass
sie gegen das bestehende System
sind, sowohl das institutionelle,
wie es in der Verfassung verbrieft
ist, wie das wirtschaftliche, und
befürworten eine Wirtschaftsord-
nung wie etwa in Kuba oder ähn-
lich, aber auf alle Fälle auf kom-
munistischer Grundlage und mit
Diktatur. Castells hat unlängst so-
gar gesagt, die einzige Art, echte
Arbeitsplätze zu erhalten, bestehe
darin, die Unternehmen zu enteig-
nen und sie unter die Kontrolle der
Arbeiter zu stellen, die schon wis-
sen werden, wie sie die Arbeits-
stunden aufteilen, so dass alle ar-
beiten können. Das war 1917 der
erste Schritt der sowjetischen Re-
volution, bis dann Stalin diese
Betriebe verstaatlichte und deren
Leiter verhaftete oder umbrachte.

In diesem Sinn sind schon ei-
nige Betriebe übernommen wor-
den, die aus verschiedenen Grün-
den ihre Tätigkeit eingestellt hat-
ten und zum Teil schon die Gläu-
biger zu einem Vergleich einberu-
fen hatten oder sich im Konkurs-
zustand befanden. Einige Arbeit-
nehmer besetzten die Fabriken,
und in vielen Fällen haben die lo-
kalen Regierungen dann die An-
lagen enteignet und sie diesen De-
linquenten übergeben. Die Eigen-
tümer und auch die Gläubiger lie-
fen dabei leer aus. 

Castells, der aktivste von allen,
hat jetzt auch die Dachgewerk-
schaft CGT unter Druck gesetzt
und eine Forderung über eine un-
realistische Lohnerhöhung ge-
stellt, womit er die traditionellen
Gewerkschafter schwächen und
seine Macht behaupten will. Es
handelt sich hier um einen Angriff
auf das Wirtschaftssystem von ei-
ner anderen Seite, was jedoch al-
les im Sinn der Machtübernahme
mit Gewalt hinzielt. 

Caleta Olivia und die anderen
Fälle haben eine lähmende Wir-
kung auf die Wirtschaft und
schrecken Investitionen ab, womit
die Erholung der Wirtschaft ge-
stört und eine unbefriedigende
Lage geschaffen wird, die den
„Piqueteros“ konveniert. Präsi-
dent Kirchner scheint noch nicht
begriffen zu haben, dass es hier
auch um seinen Kragen geht. 


